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Geſetz Sammlung. 

Nr. 10 enthält: (Nr. 10504.) Staatsvertrag zwiſchen 
der Königlich Preußiſchen und der Herzoglich 
Braunſchwelgiſchen Regierung über die Ausſchu⸗ 
lung der im Herzogtume Braunſchweig belegenen 
Landgemeinde Neubrück aus dem Königlich Preu⸗ 
ßiſchen Schulverbande Didderſe. Vom 11. No⸗ 
vember 1903. 

(Nr. 10505.) Bekanntmachung der Miniſterial⸗ 
erklärung vom 23. April 1904 zu dem zwiſchen 
der Königlich Preußiſchen und der Herzoglich 
Braunſchweigiſchen Regierung abgeſchloſſenen 
Staatsvertrage vom 11. November v. J. über 
die Ausbezirkung der braunſchweigiſchen Gemeinde 
Neubrück aus dem Schulverbande mit der preu⸗ 
ßiſchen Gemeinde Didderſe. Vom 23. April 1904. 

(Nr. 10506.) Geſetz, betreffend die Feſtſtellung 
des Staatshaushalts⸗Etats für das Etats jahr 
1904. Vom 21. Mai 1904. 

Nr. 11 enthält: (Nr. 10507.) Allerhöchſter Erlaß 
vom 20. Mai 1904, betreffend die Errichtung 
einer Bergwerksdirektion in Zabrze unter Auf⸗ 
hebung der bisherigen Zentralverwaltung der 
e König und Königin Luiſe 
aſelbſt. 

. 12 enthält: (Nr. 10508)) Geſeß, betreffend die 
Erweiterung des Stadtkreiſes Breslau. Vom 

20. Mai 1904. 

Nr. 21 Reichs ⸗Geſetzblatt. 
änder enthält: (Nr. 3040.) Geſetz, betreffend Ab⸗ 
gefeghuß der Seemannsordnung und des Handels⸗ 

r. 22 38. Vom 12. Mai 1904. 

Tender hält: (Nr. 8041.) Geſetz, betreffend 

14. Nu 180 Finanzweſen des Reichs. Vom 


(Nr. 3042.) Bekanntmachung, betreffend die 
Einfuhr von Pflanzen und ſonſtigen Gegenſtänden 
des Gartenbaues. Vom 16. Mai 1904. 

Nr. 23 enthält: (Nr. 3043) Geſetz, betreffend dle 
Feſtſtellung des Reichshaushalts⸗Etats für das 
Rechnungsjahr 1904. Vom 20. Mai 1904. 

(Nr. 3044) Geſetz, betreffend die Feſtſtellung 
des Haushalts⸗Etats für die Schutzgebiete auf das 
Rechnungsjahr 1904. Vom 20. Mai 1904. 


D Remonte⸗Ankauf für 1904, 

1. Zum Ankauf dreijähriger, ausnahmsweiſe vier⸗ 
jähriger Remonten ſollen in dieſem Jahre im 
Regierungsbezirke Frankfurt a. O. die nachbe⸗ 
zeichneten öffentlichen Märkte abgehalten werden: 
Am 7. Juni 3 N. Croſſen (Oder), 

8, 8 V. Züllichau, 
17 10. " 10½ V. Vietz, 
„ 9 V. Friedeberg Nm. Bahnhof, 
„18. „ 90 V. Bärwalde Nm. 

2. Die angekauften Pferde werden ſofort abge⸗ 
nommen und gegen Quittung bar bezahlt. 

3. Pferde mit Mängeln, die geſetzlich den Kauf 
rückgängig machen, ſind vom Verkäufer gegen 
Erſtaltung des Kaufpreiſes und der Unkoſten 
zurückzunehmen, desgleichen Pferde, die ſich 
während der erſten 28 Tage nach dem Tage 
der Einlieferung in das Depot als Klophengſte 
erweiſen. Die geſetzmäßige Gewährsfriſt wird 
für periodiſche Augenentzündung (innere Augen⸗ 
entzündung, Mondblindheit) auf 28 Tage nach 
dem Tage der Einlieferung in das Depot ver⸗ 
längert, für Koppen (Krippenſetzen) auf 10 Tage 
vom genannten Zeitpunkte ab verkürzt. 
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4. Verkäufer, die Pferde vorführen, die ihnen 
nicht eigentümlich gehören, müſſen ſich gehörig 
auswelſen können. 

5. Der Verkäufer iſt verpflichtet, jedem verkauften 
Pferde eine neue, ſtarke, rindlederne Trenſe 
mit ſtarkem Gebiß und eine neue Kopfhalfter 
von Leder oder Hanf mit 2 mindeſtens zwei 
Meter langen Stricken unentgeltlich mitzugeben. 

6. Zur Feſtſtellung der Abſtammung der Pferde 
ſind die Deck⸗ und Füllenſcheine mitzubringen. 

Auch werden die Verkäufer erſucht, die 

Schweife der Pferde nicht übermäßig zu be⸗ 

ſchneiden und die Schwanzrübe nicht zu verkürzen. 

7. Vorſtehende Ankaufsbedingungen gelten auch 
für nichtöffentliche Märkte. 

Berlin, den 23. Februar 1904. 
Kriegsminiſterium. Remonte⸗Inſpektion. v. Damnitz. 

(2) Allerhöchſter Erlaß, betreffend den Bau und Betrieb 

der in dem Geſetz vom 20. Juni d. J. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 167) vorgeſehenen neuen Elſenbahnlinien. 
Vom 24. Juni 1891. 

Auf Ihren Bericht vom 23. Juni d. J. be⸗ 
ſtimme Ich, daß bei demnächſtiger Ausführung der 
in dem Geſetze vom 20. Juni d. I., betreffend die 
Erweiterung, Vervollſtändigung und beſſere Aus⸗ 
rüſtung des Staatseiſenbahnnetzes, im § 1 unter 
Nr. I Lit. a vorgeſehenen Eiſenbahnlinien und der 
im 8 1 unter Nr. III 11 vorgeſehenen Bahnver⸗ 
bindung die Leitung des Baues und demnächſt auch 
des Betriebes: 

A. der Bahnen 

1. von Fordon mit ſüdlicher Umgehung des Kulm⸗ 

ſees nach Schönſee 

der Königl. Eiſenbahndirektion zu Bromberg, 
. Von Liſſa i. P. nach Wollſtein, 
von Meſeritz nach Landsberg a. W. oder einem 

in der Nähe belegenen Punkte der Bahnlinie 

Küſtrin — Kreuz, 

„von Sorau nach Chriſtianſtadt, 
. von Lauban nach Markliſſa 

der Königl. Eiſenbahndirektion zu Berlin, 
. von Walsrode nach Soltau 

der Königl. Eiſenbahndirektion zu Hannover, 
von Caſſel oder einem in der Nähe belegenen 

Punkte der Linie Caſſel — Warburg nach 

Volkmarſen 
der Königl. Eiſenbahndirektion zu Elberfeld, 

B. der Bahnverbindung zwiſchen den Stationen 

Vohwinkel und Sonnborn (Rh.) ebenfalls der Kö⸗ 

niglichen Eiſenbahndirektion zu Elberfeld 

übertragen wird. 

Zugleich beſtimme ich, daß das Recht zur Ent⸗ 
eignung und dauernden Beſchränkung derjenigen 
Grundſtücke, welche zur Bauausführung nach den von 
Ihnen feſtzuſtellenden Plänen notwendig ſind, nach 
den geſetzlichen Beſtimmungen Anwendung finden ſoll: 

1. Für die unter A Nr. 1 bis 7 bezeichneten 

Eiſenbahnen, ſowie 


S 


2 Or 


2. auch für die im 8 1 unter Nr. II 1 bis 8 
und 12 bis 19 und unter Nr. III I, 3, 
5, 11, 13 bis 15 des oben erwähnten Ge⸗ 
ſetzes vom 20. Juni d. J. vorgeſehenen Bau⸗ 
ausführungen, für welche das Enteignungs⸗ 
recht nicht bereits nach den beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen oder früheren landes⸗ 
herrlichen Erlaſſen Platz greift. 

Dieſer Erlaß iſt in der Geſetzſammlung zu ver⸗ 
öffentlichen. 

Neues Palais, den 24. Juni 1891. 

Wilhelm. 
Thielen. 

An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Bekanntmachung der Reichsſchulden⸗ 
Verwaltung. 

Die Zinsſcheine Reihe II Nr. 1 bis 20 zu 
den Schuldverſchreibungen der Z3prozentigen 
deutſchen Reichsanleihe von 1894 über die Zinſen 
für die zehn Jahre vom 1. Juli 1904 bis 30. Juni 
1914 nebſt den Erneuerungsſcheinen für die folgende 
Reihe werden von der Königlich) Preußiſchen Kontrolle 
der Staatspapiere hierſelbſt, SW. 68, Oranien⸗ 
ſtraße 92/94 unten links, vom 7. Juni d. Is. ab 
werktäglich von 9 Uhr vormittags bis 1 Uhr nach⸗ 
mittags, mit Ausnahme der drei letzten Geſchäftstage 
jedes Monats, ausgereicht werden. 

Die Zinsſcheine ſind entweder bei der Kontrolle 
der Staatspapiere am Schalter in Empfang zu 
nehmen oder durch die Reichsbankhauptſtellen, die 
Reichsbankſtellen und die mit Kaſſeneinrichtung ver- 
ſehenen Reichsbanknebenſtellen, ſowie durch diejenigen 
Kaiſerlichen Oberpoſtkaſſen, an deren Sitz ſich eine 
der vorgedachten Bankanſtalten nicht befindet, zu 
beziehen. 

Wer die Empfangnahme bei der Kontrolle 
der Staatspapiere ſelbſt wünſcht, hat ihr perſönlich 
oder durch einen Beauftragten die zur Abhebung 
der neuen Reihe berechtigenden Erneuerungsſcheine 
(Zinsſcheinanweiſungen) mit einem Verzeichnis zu 
übergeben, zu welchem Formulare ebenda unentgeltlich 
zu haben ſind. Genügt dem Einreicher eine numerierte 
Marke als Empfangsbeſcheinigung, ſo iſt das Ver⸗ 
zeichnis einfach, wünſcht er eine ausdrückliche Be⸗ 
ſcheinigung, ſo iſt es doppelt vorzulegen. Die Marke 
oder Empfangsbeſcheinigung ift bei der Ausreichung 
der neuen Zinsſcheine zurückzugeben. 

Durch die Poſt ſind die Erneuerungsſcheine 
an die Kontrolle der Staatspapiere nicht einzu⸗ 
ſenden, da dieſe ſich in bezug auf die Zinsſchein⸗ 
ausreichung mit den Inhabern der Scheine nicht in 
Schriftwechſel einlaſſen kann. 

Wer die Zinsſcheine durch eine der obengenannten 
Bankanſtalten oder Oberpoſtkaſſen beziehen will, hat 
dieſer Stelle die Erneuerungsſcheine mit einem bop- 
pelten Verzeichnis einzureichen. Das eine Verzeichnis 
wird, mit einer Empfangsbeſcheinigung verſehen, ſo⸗ 


gleich zurückgegeben und iſt bei Aushändigung der 


131 


Zinsſcheine wieder abzuliefern. Formulare zu dieſen 
Verzeichniſſen ſind bei den gedachten Ausreichungs⸗ 
ſtellen unentgeltlich zu haben. 

Der Einreichung der Schuldverſchreibungen be⸗ 
darf es zur Erlangung der neuen Zinsſcheine nur 
dann, wenn die Erneuerungsſcheine abhanden ge⸗ 
kommen ſind; in dieſem Falle ſind die Schuldver⸗ 
ſchreibungen an die Kontrolle der Staatspapiere oder 
an eine der genannten Bankanſtalten und Oberpoſt⸗ 
kaſſen mittelſt beſonderer Eingabe einzureichen. 

Berlin, den 20. Mai 1904. 

Reichsſchuldenverwaltung. 
Bekanntmachung 
der Königlichen Direktion der Rentenbank 
für die Provinz Brandenburg. 
Die nachſtehende Verhandlung 
Geſchehen Berlin, den 16. Mai 1904. 

Auf Grund der 88 46, 47 und 48 des Renten⸗ 
bankgeſetzes vom 2. März 1850 und des 8 6 des 
Geſetzes vom 7. Juli 1891, betreffend die Beför⸗ 
derung der Errichtung von Nentengütern, wurden 
von ausgeloſten Rentenbriefen der Provinz Branden⸗ 
burg, welche nach dem vorgelegten Verzeichniſſe II 
gegen Barzahlung zurückgegeben worden ſind, und zwar: 

314 Stück Littr. A zu 3000 M. — 942000 M. 
B 


113 ⸗ 8 » 1500 = = 169500 ⸗ 
443 ⸗ Af 0 ==,132900 ⸗ 
379 - De 75 „ 28425 = 
9 = bz 309 270 ⸗ 
2 s * An- 3000 d= 6000 = 
5 ⸗ een 800 ũ „ 1500 = 
Ame s m = ae 150 = 
2 eK. 26 30 ũ⸗ä⸗ == 60 ⸗ 
I tu LN283000 me 3000 
Ind & „ 0 5 N 75 = 
1 2 5 Paris 5101 — 30 = 


1272 Stück über 1283 910 M. 
nebſt den dazu gehörigen, im vorgedachten Verzeich⸗ 
niſſe aufgeführten 6490 Zinsſcheinen und 1272 Er⸗ 
neuerungsſcheinen heute in Gegenwart der Unter⸗ 
zeichneten durch Feuer vernichtet. 


u. 
(gez.) Muſſehl, 

als Mitglied des Pro⸗ 
vinziallandiages. 


Ds Tage 
(gez.) Emil Hallensleben, 
Rechtsanwalt, 
amtlich beſtellter Vertreter 
des Notars Geh. Juſtiz⸗ 
rats Friedrich Krebs. 
Geſchloſſen! 
Proben) Behrens, (gez.) Kloſe, 
wird inzial⸗Rentmeiſter. Rechnungsrat, Buchhalter. 
hierdurch zur öffentlichen Kenntnis gebracht. 
Berlin, den 20. Mai 1904. 
der 9 Königliche Direktion 
B lentenbank für die Provinz Brandenburg. 
Präſid achung des Königlichen Ober⸗ 
An enten der Provinz Brandenburg. 
d in az des früheren Bürgermeiſters Suchs⸗ 
uckenwalde ift der Stadtrat Drinkwitz in 


Luckenwalde zum Provinziallandtagsabgeordneten für 
den Kreis Jüterbog⸗Luckenwalde gewählt worden. 

Potsdam, den 26. Mai 1904. 

Der Oberpräſident. v. Bethmann⸗Hollweg. 
Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 

() Auf die in den Nr. 12 und 13 des 
Armee⸗Verordnungsblatts vom 29. April und 
19. Mai 1904 bezw. in Nr. 15 des Centralblatts 
für das Deutſche Reich vom 8. April 1904 ver⸗ 
öffentlichten Aenderungen der Wehrordnung weiſe 
ich die beteiligten Behörden hin. 

Frankfurt a. O., den 28. Mai 1904. 

Der Regierungs⸗Präſident. von Dewitz. 

(2) Der Regierungs⸗Aſſeſſor Wallroth in 
Landsberg a. W. iſt zum erſten ftellvertretenden 
Vorſitzenden der Veranlagungs⸗Kommiſſion und der 
Steuer⸗Ausſchüſſe der Gewerbeſteuerklaſſen III und IV 
für den Veranlagungsbezirk Landsberg a. W., Land, 
ernannt worden. 

Frankfurt a. O., den 26. Mai 1904. 

Königliche Regierung, 
Abt. für direkte Steuern, Domänen und Forſten A. 
von Dewitz. 

(3) Die Reichstelegraphen⸗ und Fernſprech⸗ 
anlagen ſind häufig vorſätzlichen oder fahrläſſigen 
Beſchädigungen durch das Zertrümmern der Por⸗ 
zellan⸗Doppelglocken infolge von Steinwürfen, 
Fahrläſſigkeit beim Fällen von Straßenbäumen und 
dergleichen ausgeſetzt. Ebenſo werden vielfach Be⸗ 
triebsſtörungen durch das Hängenbleiben von Drachen⸗ 
ſchwänzen an den Leitungsdrähten hervorgerufen. 
Da hierdurch der Betrieb der Telegraphenanlagen 
gefährdet oder verhindert werden kann, ſo wird hier⸗ 
mit auf die in dem Reichs⸗Strafgeſetzbuch feſtgeſetzten 
Strafen wegen dergleichen Beſchädigungen erneut 
aufmerkſam gemacht. Gleichzeitig wird bemerkt, 
daß demjenigen, welcher die Täter vorſätzlicher oder 
fahrläffiger Beſchädigungen derart ermittelt und zur 
Anzeige bringt, daß ſie zum Erſatze und zur Strafe 
gezogen werden können, von der Reichs⸗Poſt⸗ und 
Telegraphen⸗Verwaltung Belohnungen bis zu 15 
Mark für jeden Einzelfall gezahlt werden. Dieſe 
Belohnungen werden auch dann bewilligt, wenn die 
Schuldigen wegen jugendlichen Alters oder aus 
ſonſtigen perſönlichen Gründen geſetzlich nicht beſtraft 
oder zum Erſatze herangezogen werden können, eben⸗ 
fo, wenn die Beſchädigung tatſächlich noch nicht aus⸗ 
geführt, ſondern durch rechtzeitiges Einſchreiten der 
zu belohnenden Perſonen verhindert worden iſt, der 
gegen die Telegraphenanlagen verübte Unfug aber 
ſoweit fefifteht, daß die Beſtrafung der Schuldigen 
erfolgen kann. Die bezüglichen Beſtimmungen des 
Reichs⸗Strafgeſetzbuchs lauten: Wer vorſätzlich und 
rechtswidrig den Betrieb einer zu öffentlichen Zwecken 
dienenden Telegraphenanlage dadurch verhindert 
oder gefährdet, daß er Teile oder Zubehörungen 
derſelben beſchädigt oder Veränderungen daran vor⸗ 
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nimmt, wird mit Gefängnis von einem Monat bis 
zu drei Jahren beſtraft. Wer fahrläſſigerweiſe durch 
eine der vorbezeichneten Handlungen den Betrieb 
einer zu öffentlichen Zwecken dienenden Telegraphen⸗ 
anlage verhindert oder gefährdet, wird mit Gefäng⸗ 
nis bis zu einem Jahre oder mit Geldſtrafe bis zu 
neunhundert Mark beſtraft. Gleiche Strafe trifft 
die zur Beaufſichtigung oder Bedienung der Tele⸗ 
graphenanlagen und ihrer Zubehörungen angeſtellten 
Perſonen, wenn ſie durch Vernachläſſigung der ihnen 
obliegenden Pflichten den Betrieb verhindern oder 
gefährden. 

Frankfurt a. O., den 30. April 1904. 

Der Regierungspräſident. von Dewitz. 

(4) Das Königliche Waiſenhaus zu Oranien⸗ 
burg iſt eine Stiftung der Kurfürſtin Luiſe Henriette, 
Gemahlin des Großen Kurfürſten. 

In dieſem finden nur arme, in der evangeliſchen 
Religion erzogene Waiſenkinder, Knaben und Mädchen. 
deren Eltern einen unbeſcholtenen Lebenswandel geführt 
haben, im Alter von 8 — 10 Jahren Aufnahme. Vor 
der Aufnahme ſind beizubringen: 1. Geburts⸗ und 
Taufſchein des Kindes; 2. der Totenſchein des Vaters 
oder der Eltern; 3. ein Nachweis über die Unbeſcholten⸗ 
heit und Ehrbarkeit der Eltern ſowie die notoriſche 
Armut derſelben; 4. die Beſcheinigung eines öffent⸗ 
lich approbierten Arztes über die Geſundheit des 
Kindes, insbeſondere darüber, daß es zu keiner an⸗ 
ſteckenden oder ſchweren, die Anſtalt etwa gefährdenden 
Krankheit veranlagt ſei; 5. ein Impfatteſt, ſowie end⸗ 
lich 6. die Erklärung der etwa noch lebenden Mutter, 
daß ſie als Inhaberin der elterlichen Gewalt in die 
Aufnahme willige. 

Vor der Aufnahme in die genannte Anſtalt hat 
der Geſuchſteller einen Revers zu unterſchreiben, in 
welchem er ſich hinſichtlich des Zeitpunktes der Ent⸗ 
laſſung des betreffenden Kindes der Entſcheidung der 
Waiſenhausverwaltung zu unterwerfen hat. 

Außerdem beſteht die Vorſchrift, daß die in das 
Waiſenhaus aufgenommenen Mädchen ein Jahr lang 
nach ihrer Einſegnung noch in der Anſtalt wirt⸗ 
ſchaftlich beſchäftigt werden. 

Das auf Grund des Geſetzes, betreffend die 
Fürſorge für die Witwen und Waiſen der unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten vom 20. Mai 1882 (G. S. 
S. 298) aus der Staatskaſſe etwa gezahlte Waiſen⸗ 
geld wird von dem auf den Aufnahmetag folgenden 
Monat ab zur Kaſſe des Waiſenhauſes eingezogen 
und im Intereſſe des Kindes für die Zeit ſeines 
Verbleibens in der Anſtalt zinsbar angelegt. 

Bei der Entlaſſung kommt das Waiſengeld nebſt 
den abgelaufenen Jahreszinſen dem Anſtaltszöglinge 
unverkürzt zu gute. 

Bewerbungen um die Eingangs genannten 
Stellen ſind unter Beifügung der zu 1— 6 genannten 
Zeugniſſe bei der Königlichen Regierung in 
Pots dam anzubringen. 


Wir machen auf das Vorhandenſein dieſer 
ſegensreichen Anſtalt ganz beſonders aufmerkſam. 
Frankfurt a. O., den 19 Mai 1904. 
Königliche Regierung. 


Abteilung für Kirchen: und Schulweſen Schrötter. 


Bekanntmachung des Regierungs⸗ 
Präſidenten zu Potsdam. 
Landespolizeiliche Anordnung 

betreffend die Unterſuchung von Händlerſchweinen. 

Mit Rückſicht auf die zur Zeit beſtehende 
Gefahr der Verbreitung der Schweineſeuchen wird 
mit Genehmigung des Herrn Miniſters für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten gemäß 88 18 ff. 
des Reichsgeſetzes, betreffend die Abwehr und Unter⸗ 
drückung von Viehſeuchen vom 23. Juni 1880 (neue 
Faſſung R.⸗G.⸗Bl. für 1894 S. 410) folgendes 
angeordnet: 

1) Perſonen, welche in den Regierungsbezirk 
Potsdam Schweine zu Handelszwecken einführen 
wollen, ſind verpflichtet, die Schweine bei dem 
Uebertritt in den Bezirk durch den beamteten Tier⸗ 
arzt oder deſſen beſonders hierzu ermächtigten Stell» 
vertreter (Ziffer 7) auf ihren Geſundheitszuſtand 
hin unterſuchen zu laſſen. Von dem Eintreffen der 
Sendung iſt dem erwähnten Tierarzte mindeſtens 
24 Stunden vorher Anzeige zu machen. 

Auf fette, zur unmittelbaren Abſchlachtung 
beſtimmte Schweine erſtreckt ſich die Unterſuchung nicht. 

Der Tierarzt hat den Unterſuchungsbefund in 
das Kontrollbuch (Ziffer 3) einzutragen. 

2) Dieſe Unterſuchung iſt dann nicht erforder⸗ 
lich, wenn ſich der Händler oder Transportführer 
im Beſitze einer von einem beamteten Tierarzte 
eines anderen Regierungsbezirks ausgeſtellten Geſund⸗ 
heitsbeſcheinigung befindet, welche innerhalb der letz⸗ 
ten 5 Tage vor der Einführung der Schweine aus⸗ 
geſtellt iſt. 

3) Die Transportführer uſw. (Ziffer 2) haben 
ein Kontrollbnch in nachſtehend vorgeſchriebener 
Form (Anlage A.) zu führen, in welches die Anzahl 
ſämtlicher mitgeführten Schweine, einſchließlich der 
im hieſigen Regierungsbezirk gekauften, ſowie der 
Name und Wohnort des Vorbeſitzers einzutragen 
iſt. Die Zahlen ſind in Buchſtaben anzugeben. 

Die Eintragungen ſind ſogleich nach dem Beſitz⸗ 
wechſel vorzunehmen. Nach Ausſtellung eines neuen 
Kontrollbuches iſt das alte mindeſtens 1 Jahr hin⸗ 
durch aufzubewahren. ft 

4) Kontrollbuch und Geſundheitsbeſcheinigung 
ſind den Ortsbehörden, den Polizeibeamten, Gen⸗ 
darmen und beamteten Tierärzten auf Verlangen 
jederzeit vorzulegen. Dieſe prüfen die Richtigkeit 
der Angaben und vermerken das Ergebnis der Prü⸗ 
fung in dem Kontrollbuche. Werden die Trans⸗ 
portführer ohne dieſe Ausweiſe betroffen, ſo hat die 
Ortepolizeibehörde die Abſperrung der betreffenden 
Schweine bis zur tierärztlichen Unterſuchung anzu- 
ordnen. 
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5) Verendet ein Schwein während der Beförde⸗ Vornahme der Unterſuchungen (Ziffer 1) widerruflich 
rung, fo hat der Transportführer (Händler, Treiber,] betrauen. 
Wagenführer uſw.) der Ortspolizeibehörde den 8) Zuwiderhandlungen werden gemäß 8 66 
Todesfall ſofort anzuzeigen. Dieſe hat den beamte⸗ des Reichsviehſeuchengeſetzes mit Geldſtrafe bis zu 
ten Tierarzt oder deſſen Vertreter (Ziffer 7) zur [150 Mark oder mit Haft beſtraft, ſofern nicht nach 
Feſtſtellung der Todesurſache unverzüglich zuzuziehen.] § 328 des Reichsſtrafgeſetzbuchs eine höhere Strafe 
Bevor dieſe Feſtſtellung ſtattgefunden hat, darf fein eintritt. 
Schwein aus dem Transport entfernt werden. 9) Dieſe Ordnung tritt mit dem Tage der 
6) Die Koſten der unter Ziffer 5 erwähnten [ Veröffentlichung an Stelle der Anordnung vom 
tierärztlichen Unterſuchungen werden vom Staate | 1. Mai 1901 (Amtsblatt 1901 Stück 19 S. 202 u. 
getragen. Für die übrigen Unterſuchungen werden [ 203) in Kraft. 
Gebühren nach beigeführter Gebührenordnung (An⸗ 10) Die Aufhebung dieſer Anordnung wird 
lage B) von den en der Schweine erhoben. erfolgen, ſobald die im Eingang bezeichnete Seuchen⸗ 


7) Im Falle des Bedürfniſſes können die gefahr beſeitigt iſt. Potsdam, den 10. Mai 1904. 
Landräte einen oder mehrere Privattierärzte mit der Der Regierungspräſident. 
Aulage A. Muſter des Kontrollbuches. 


Name und des Eigentümers der Schweine 
Wohnort des Transportführers 


arm | Datum, an welchem 
2 Ne u die — das Kontrollbuch durch 
& — > Name und Wohnort Schweine vom Zahl Name Stand Straße die Ortsbehörde, den 
E ddes Vorbeſitzers von dem] Tierarzt det Nr. a Ar Roll 
Er die Schweine eingekauft unterſucht find] verkauften zeibeamten revidiert ift 
eingekauften worden ſind Gay aeg Schweine des Käufers (von dem betreffenden 
dere eigenhandig Beamten eigenhändig 
Apen auszufüllen) auszufüllen) 
| | 
| 
Anlage B. 


Gebühbrenorduung 
für die Unterfuhung von Händlerſchweinen. 

Die Gebühren, welche die beamteten und die mit deren Vertretung beauftragten Privattierärzte 
für die auf Grund der landespolizeilichen Anordnung vom 10. Mai 1904 vorzunehmenden Unterſuchungen 
von Händlerſchweinen erheben können, ſind nach Maßgabe der nachſtehenden Gebührenordnung zu berechnen: 

J. 

Für die am Wohnorte des Tierarztes oder in einer Entfernung von weniger als 2 km von dem 
Wohnorte ſtattfindenden Unterſuchungen ſind einſchließlich der Ausſtellung des Geſundheitsſcheines an Ge⸗ 
bühren zu entrichten: 

für 1— 25 Schweine 1,50 Mark 

1 26— 50 „ 2,00 Mark 

10 51— 75 7 3,00 Marf 

m 76 —100 7 4,00 Mark 

„ mehr als 100 7 5,00 Mark 
II. 

* Für die Unterſuchung der Schweine in einer Entfernung von 2 km oder mehr von dem Wohn⸗ 
te des Tierarztes einſchließlich der Ausſtellung des Gefundheitsicheines find an Gebühren zu entrichten: 
für 1— 50 Schweine 6 Mark 
1 51—100 1 8 Mark 

8 „ mehr als 100 * 10 Mark 
Außerdem ſind die nach der Königlichen Verordnung vom 17. September 1876 (G.⸗S. S. 411) 
nenden Reiſekoſten zu entrichten. 

Orte Unte hören die zu unterſuchenden Schweine mehreren Perſonen oder werden an demſelben Tage und 
bühren ı Huchungen von Schweinen für mehrere Beſitzer vorgenommen, fo find die zu entrichtenden Ge⸗ 
en und Reiſekoſten nach Verhältnis der Zahl der unterſuchten Schweine zu verteilen. 


zu berech 
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III. 
Für die Unterſuchungen von Schweinen, die gelegentlich der Beaufſichtigung von Schweinemärkten 


ſtattfinden, ſind an Gebühren zu entrichten: 


für 1— 25 
„ 26 — 50 
„ 51-100 


„ 101 und mehr 


Schweine 1,— Mark 


15 1,50 Mark 
5 2,— Mark 
3,— Mark 


Neben dieſen Gebühren dürfen Reiſekoſten und Tagegelder nicht berechnet werden. 


Bekanntmachung des Bezirksausſchuſſes 
zu Frankfurt a. O. 

Der Herr Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
hat die Königliche Eiſenbahndirektion in Poſen be⸗ 
auftragt, allgemeine Vorarbeiten für eine Neben⸗ 
eifenbahn von Roßwieſe nach Zielenzig unter Be⸗ 
achtung der allgemeinen Vorſchriften anzufertigen. 
Bei der Linienführung kommen in Betracht die 
Ortſchaften Roßwieſe, Egloffſtein, Rodenthal, Schöne⸗ 
wald, Liebenthal, Blockwinkel im Kreiſe Lands⸗ 
berg a. W. und Reitzenſtein, Hammer, Waldows⸗ 
trenk, Arensdorf, Mickow, Herzogswalde, Zielenzig 
im Kreiſe Oſt⸗Sternberg. Es ſollen auch Verſuchs⸗ 
linien zwiſchen Waldowstrenk, Königswalde, Arens⸗ 
dorf bearbeitet werden. 

Dies bringe ich gemäß § 5 des Geſetzes vom 
11. Juni 1874, betreffend die Enteignung von Grund⸗ 
eigentum, und § 150 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
1. Auguſt 1883 mit dem Bemerken zur öffentlichen 
Kenntnis, daß die Beſitzer ſich das Betreten ihrer 
Grundſtücke und ſonſtige für die Vorbereitung des 
Unternehmens erforderliche Handlungen von den⸗ 
jenigen Perſonen gefallen laſſen müſſen, welche mit 
den Vorarbeiten betraut ſind. 

Frankfurt a. O., den 30. Mai 1904. 

Namens des Bezirksausſchuſſes. 

Der Vorſitzende. von Dewitz. 
Bekanntmachungen der Königlichen Eiſen⸗ 
bahn⸗Direktion zu Bromberg. a 

(1) Die Stationen der Strecke Cüſtrin — 
Arnswalde: Glaſow, Berlinchen, Bernſtein, Alt 
Libbehne werden mit vollem Tagesdienſt, Neudamm 
mit beſchränktem Tagesdienſt (8 —2 und 4—7 Uhr) 
vom 1. Juni ab für den Privatdepeſchenverkehr eröffnet. 

An den Sonntagen und geſetzlichen Feiertagen 
bleiben die Stationen für den Privatdepeſchenverkehr 
geſchloſſen. 

Bromberg, den 20. Mai 1904. 

Königliche Eiſenbahndirektion. 

(2) Am 10. Juni d. Is. wird die an der 
Strecke Cüſtrin — Frankfurt a. O. gelegene Halte⸗ 
ſtelle Grube Vaterland, welche gegenwärtig nur 
für den Verkehr für Wagenladungsgüter von und 
nach den angeſchloſſenen Braunkohlenwerken, ſowie 
für Stück⸗ und Wagenladungsgüter von und nach 
der Frankfurter Gütereiſenbahn und den mit der⸗ 
ſelben durch Gleisanſchluß verbundenen Werken be⸗ 
ſteht, für den öffentlichen Eilgutverkehr, jedoch nur 
für den Verſand von Eilſtückgut und eilgutmäßig 
zu beförderndem Frachtſtückgut eröffnet. 


Die Annahme und Auslieferung von Spreng⸗ 
ſtoffen und ſolchen Gegenſtänden, zu deren Ver⸗ 
oder Entladung eine Kopframpe erforderlich iſt, 
bleibt nach wie vor ausgeſchloſſen. 

Ueber die Höhe der Frachtſätze erteilen die 
Abfertigungsſtellen Auskunft. 

Bromberg, den 24. Mai 1904. 

Königliche Eiſenbahndirektion 
namens der beteiligten Verwaltungen. 
Bekanntmachung des Reichs⸗Poſtamts. 

In Swatau (China) iſt eine deutſche 
Poſtanſtalt eingerichtet worden, deren Tätigkeit ſich 
auf den Briefpoſt⸗, Zeitungs⸗ und Poſtanweiſungs⸗ 
dienſt ſowie auf die Annahme und Ausgabe von 
gewöhnlichen Paketen mit oder ohne Nachnahme 
erſtreckt. 

Ueber die Taxen und Verſendungsbedingungen 
geben die Poſtanſtalten auf Verlangen Auskunft. 

Berlin W. 66, den 21. Mai 1904. 

Der Staatsſekretär des Reichs-Poſtamts. 
Bekanntmachungen der Kaiſerlichen Ober⸗ 
poſtdirektion zu Frankfurt a. O. 

(1) In Briesnigk (Kr. Sorau) tritt am 


1. Juni 1904 eine Poſtagentur in Wirkſamkeit. 


Dem Landbeſtellbezirk derſelben werden zugeteilt: 
a) aus dem Kreiſe Guben die Ortſchaften 
Grieſſen, Horno, Pohſen, Strega (mit Buſchmühle 
und Neumühle); 
b) aus dem Kreiſe Sorau die Ortſchaften 
Bohrau und Naundorf; 
e) aus dem Kreiſe Cottbus die Heinersbrücker 
Mühle (zur Landgemeinde Heinersbrück gehörig.) 
Frankfurt (Oder), den 26. Mai 1904. 
Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirection. 
(2) In Drenzig (Kr. Weſtſternberg) tritt “am 
1. Juli d. Js. eine Poſtagentur in Wirkſamkeit. 
Dem Landbeſtellbezirk derſelben werden die 
Orte Großlübbichow und Kleinlübbichow, ſowie die zur 
Landgemeinde Drenzig gehörigen Wohnſtätten Mühlen⸗ 
grundſtück, Schwarzes Vorwerk und Ziegelei zugeteilt. 
Der geſamte Beſtellbezirk der neuen Poſtanſtalt 
gehört jetzt zum Landbeſtellbezirk der Poſtagentur 
Kohlow (Abrechnungs-⸗Poſtamt Cüſtrin 2). 
Frankfurt a. O., den 27. Mai 904. 
Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. 
(3) In Louiſa (Kr. Oſtſternberg) tritt am 
1. Juli d. J. eine Poſtagentur in Wirkſamkeit. 
Dem Landbeſtellbezirk derſelben werden der 
Ort Pyrehner Holländer ſowie Abbauten der Orte 
Albrechtsbruch und Korſika (mit Philadelphia) zugeteilt. 
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Der geſamte Beſtellbezirk der neuen Poſtagentur 
gehört jetzt zum Landbeſtellbezirkt des Poſtamts 
Krieſcht. 

Frankfurt a. O, den 27. Mai 1904. 

Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. 

(4) In Willmersdorf (Kreis Cottbus) tritt am 
1. Juli eine Poſtagentur in Wirkſamkeit. 

Dem Landbeſtellbezirk derſelben werden die Orte 
Döbbrick, Lakoma und Skadow ſowie einige zu den 
Landgemeinden Saspow und Schmellwitz gehörigen 
Ausbauten zugeteilt. 

Der geſamte Beſtellbezirk der neuen Poſtagentur 
gehört jetzt zum Landbeſtellbezirk des Poſtamts Cottbus. 

Frankfurt a. O., den 27. Mai 1904. 

Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. 

(5) Am 27. Mai iſt bei der Poſthilfſtelle in 
Großer Anger eine Telegraphenanſtalt mit Fern⸗ 
ſprechbetrieb und öffentlicher Fernſprechſtelle eröffnet 
worden. 

Frankfurt a. O., den 28. Mai 1904. 

Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. 
Perſonal⸗Chronik. 

(1) Der Königliche Gewerbeaſſeſſor Ripberger 
in Forſt i. L. iſt zum Königlichen Gewerbeinſpektor 
ebendaſelbſt ernannt worden. 

(2) Dem Lehrer Max Wittchow iſt die Er⸗ 
laubnis zur Fortführung der Privatſchule des Ret⸗ 
tungshauſes in Berlinchen erteilt worden. 

(3) Der Kaufmann Heinrich Friedrich Wil⸗ 
helm Waetge in Berlin iſt zum Vizekonſul für 
Argentinien in Berlin ernannt worden. 


(4) An Stelle des verſetzten Oberpfarrers 
Bartz in Reppen iſt dem Oberpfarrer Friedenreich 
daſelbſt vom 1. Juni d. Js. ab die nebenamtliche 
Verwaltung der Kreisſchulinſpektion Sternberg III 
übertragen worden. 

(5) Dem Waldarbeiter Wilhelm Rabehl in 
Schöneberger Theerofen, Kreis Soldin, iſt das All⸗ 
gemeine Ehrenzeichen verliehen worden. 

(6) Im Kreiſe Arnswalde iſt ernannt worden 
der Kgl. Forſtaſſeſſor von Harling zu Steinbuſch 
zum Amtsvorſteher⸗Stellvertreter für den Amts⸗ 
bezirk Steinbuſch. 

(7) Im Kreiſe Cottbus iſt ernanut worden 
der Koſſät Gottfried Donath zu Frauendorf zum 
Imtsvorfteher für den Amtsbezirk Kahren. 

Nl (8) Im Kreiſe Guben iſt ernannt worden der 
faltergutsbeſttzer Johannes Weber zum Amtsvor⸗ 

"Stellvertreter für den Amtsbezirk Grano. 

Im Kreiſe Lebus iſt ernannt worden der 
„mann Wegewitz zu Neuhardenberg zum 
der Haunſteher für den Amtsbezirk Neuhardenberg, 
fommina mann D. R. Seifert in Zechin zum 


in Ariſchen Amtsvorſteher für den Amtsbezirk 
zeln = der Domänenpächter Koppe zu Amt 


Amtsbezirk renn für den 


(10) Im Kreiſe Soldin ſind ernannt worden 
der Gutsbeſitzer Berendes zu Tempelhof zum Amts⸗ 
vorſteher für den Amtsbezirk Gieſenbrügge⸗Neuen⸗ 
burg und der Gutsbeſitzer Wünſch zum Amtsvor⸗ 
ſteher für den Amtsbezirk Dölzig. 

(11) Im Kreiſe Soldin iſt ernannt worden 
der Rittergutsbeſitzer Grams zu Niepölzig zum 
Amtsvorſteher⸗Stellvertreter für den Amtsbezirk 
Niepölzig. 

(12) Es ſind verſetzt worden: Der Ober⸗Poſt⸗ 
praktikant Baldow von Frankfurt (Oder) nach Cott⸗ 
bus, der Poſtpraktikant Pflücker von Neudamm nach 
Frankfurt (Oder). 

In den Ruheſtand tritt der Ober⸗Poſtaſſiſtent 
Geiſeler in Cüſtrin 1. 

(13) Perſonalveränderungen 
im Bezirk des Kammergerichts im Monat April 1904. 

J. Richterliche Beamte. 

Der Landgerichtsrat von Ingersleben von 
Landgericht 1 in Berlin iſt zum Landgerichtsdirektor 
in Konitz ernannt. Zu Handelsrichtern bei dem 
Landgericht II in Berlin find ernannt: der Fabrik⸗ 
befiger Julius Caſſirer und Dr. Alfred Mengers 
in Charlottenburg, Fabrikdirektor Dr. Heinrich 
Müller in Tasdorf und Direktor Georg Wolff in 
Groß » Lichterfelde. Zu ſtellvertretenden Handels⸗ 
richtern bei demſelben Gericht ſind ernannt: Der 
Brauereidirektor Hermann Schultze in Rixdorf, der 
Direktor Max Düſing in Grunewald, der Fabrik⸗ 
beſitzer Albrecht Schwarzkopff in Reinickendorf und 
der Fabrikdirektor Dr. Ludwig Milch in Charlotten⸗ 
burg. Verſetzt ſind: der Amtsrichter Dr. Lippmann 
in Oderberg nach Oranienburg, der Oberlandes⸗ 
gerichtsrat Röſer in Breslau an das Kammergericht, 
der Amtsrichter Rieve in Ortelsburg als Landrichter 
nach Neu⸗Ruppin, der Amtsrichter Dr. Altmann in 
Rixdorf als Landrichter an das Landgericht I in 
Berlin und der Landrichter Dr. Hackenthal in Liſſa 
an das Landgericht II in Berlin. Der Landgerichts⸗ 
rat Weber vom Landgericht II in Berlin iſt geſtorben. 

II. Gerichtsaſſeſſoren. 

Zu Gerichtsaſſeſſoren ſind ernannt: die 
Referendare Rühe, Fritz, Baumann, Dr. Ewald, 
Dr. Heydemann, Dr. Tiktin, Citron, von Bonin, 
Dr. Schon, Günther, Dr. Rothe, Dr. Seelig und 
Scholz. Die Gerichtsaſſeſſoren Dr. Erythropel und 
Dr. Abegg ſind aus dem Oberlandesgerichtsbezirk 
Naumburg a. S. in deu Kammergerichtsbezirk über⸗ 
nommen. Aus dem Juſtizdienſt ſind ausgeſchieden 
die Gerichtsaſſeſſoren: Arnold und Richtſteig infolge 
ihrer Uebernahme zur Staatseiſenbahnverwaltung 
ſowie Dr. Gerdeck und Dr. Brunn infolge Ueber⸗ 
tritts zur Landesverſicherungsanſtall bezw. zur 
Verwaltung der Stadt Berlin. 

III. Staatsanwaltſchaft. 

Der Staatsanwaltſchaftsrat Filbry von der 
Oberſtaatsanwaltſchaft bei dem Kammergericht iſt 
zum Geheimen Regierungsrat und vortragenden Rat 
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im Reichsjuſtizamt ernannt. Der Magiſtratsſekretär 
Wendt in Granſee iſt zum Stellvertreter des Amls⸗ 
anwalts daſelbſt und der Leutnant a. d. Koperski 
zum Stellvertreter des Amtsanwalts in Rixdorf 
ernannt. 

| IV. Rechtsanwälte und Notare. 

In die Liſte der Rechtsanwälte ſind eingetragen: 
der Rechtsanwalt Goerke aus Tempelhof, die Rechts⸗ 
anwälte Granier und Dr. Indig vom Landgericht 1 
in Berlin und die Gerichtsaſſeſſoren Dr. Koeltz, 
Dr. Langkau und Sprenkmann ſämtlich beim Land⸗ 
gericht II in Berlin, der frühere Gerichtsaſſeſſor 
Michalowsky beim Amtsgericht IE in Berlin mit 
dem Wohnſitz in Deutſch⸗Wilmersdorf, der Rechts⸗ 
anwalt Dr. Ludwig Werner aus Breslau und die 
Gerichtsaſſeſſoren Lange und Thiel bei dem Land⸗ 
gericht I in Berlin, der Rechtsanwalt Dr. phil. 
Petong aus Neu⸗Ruppin bei dem Amtsgericht in 
Cüſtrin, der frühere Rechtsanwalt Paul Fiſcher bei 
dem Kammergericht, der Rechtsanwalt Abraham 
aus Sangerhauſen und der Gerichtsaſſeſſor 
Dr. Gumpert bei dem Amtsgericht in Charlotten⸗ 
burg und der Gerichtsaſſeſſor Kaßler bei dem Amts⸗ 
gericht II in Berlin mit dem Wohnſitz in Groß⸗ 
Lichterfelde. In der Liſte der Rechtsanwälte ſind 
gelöſcht: die Rechtsanwälte Goerke in Tempelhof 
und Wimmel in Deutſch- Wilmersdorf bei dem 
Amtsgericht II in Berlin, die Rechtsanwälte 
Granier, Juſtizrat Dr. Arnold Werner und 
Dr. Indig bei dem Landgericht 1 in Berlin, der 
Rechtsanwalt Große⸗Leege bei dem Landgericht II 
in Berlin und der Rechtsanwalt Dr. phil. Petong 
bei dem Landgericht in Neu⸗Ruppin. Dem bei 
dem Amtsgericht II in Berlin zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwalt Dr. Balke iſt die Verlegung des Wohnſitzes 
nach Groß⸗Lichterfelde geſtattet. Zu Notaren ſind 
ernannt: der Rechtsanwalt Joachim in Berlin mit 
Anweiſung ſeines Amtsſitzes innerhalb der Stadt⸗ 


pezirke 93 und 104 bis 118, der Rechtsanwalt, 
Juſtizrat Grau in Berlin mit Anweiſung ſeines 
Amtsſitzes innerhalb des Stadtbezirks 284 und der 
Rechtsanwalt Dr. Tiktin mit Anmelfung feines Amts⸗ 
ſitzes innerhalb des Stadtbezirks 283. Dem Notar 
Goerke in Tempelhof bei Berlin iſt der Amtsfig in 
Berlin innerhalb der Stadtbezirke 74 bis 78 an⸗ 
gewieſen. Der Rechtsanwalt und Notar, Juſtizrat 
Richter in Lübbenau iſt geſtorben. 

V. Referendare. 

Zu Referendaren ſind ernannt die früheren 
Rechtskandidaten: Döhring, Möller, Schlüter, 
Schamberg, Berthold, Beneke, Ullmann, Meumann, 
Leßer, Rommel, Sachs, Schiegnitz und Bonge. 
Aus dem Juſtizdienſt ſind ausgeſchieden die Refe⸗ 
rendare von Oeſterreich behufs Uebertritts in den 
höheren Verwaltungsdienſt ſowie Pollack und Kuhtz, 
Der Referendar Boſchan iſt geſtorben. 

VI. Subalternbeamte. 

Zu Gerichtsſchreibern bei dem Amtsgericht 1 
in Berlin ſind ernannt: die Referendare a. D. 
Bahnſen und Lademann. Zu Gerichtsvollziehern 
find ernannt: der Milifäranwärter Guiſchard bei 
dem Amtsgericht in Lippehne und der Militär⸗ 
anwärter Gürnth bei dem Amtsgericht in Werder a. H. 
Verſetzt ſind der Gerichtsſchreiber Piek vom Amts⸗ 
gericht in Züllichau an das Amtsgericht in Ebers⸗ 
walde und die Gerichts vollzieher Kraft in Werder a. H. 
und Hildebrand in Lippehne an das Amtsgericht 1 
in Berlin, ferner der Gerichtsvollzieher Kühne vom 
Amtsgericht I in Berlin an das Amtsgericht in 
Cöpenick und der Gerichtsvollzieher Heß zu 
Cammin i. P. an das Amtsgericht II in Berlin. 
Der Gerichtsſchreibergehilfe Schildkopf und der Ge⸗ 
richtsvollzieher Güldner, beide vom Amtsgericht I 
in Berlin, ſind geſtorben. Der Kanzliſt Rudol 
Zimmer vom Amtsgericht I in Berlin iſt penſioniert 


Zur Nachricht. 


Das Amtsblatt nebſt Offentlichem Anzeiger erſcheint an jedem Mittwoch. Die für das Amtsblatt 
und den Offentlichen Anzeiger beſtimmten Bekanntmachungen ſind unter der Adreſſe 


„An die Redaktion des Regierungs⸗Amtsblatts Frankfurt, Oder“ 


einzuſenden. Sie müſſen beſonders in Bezug auf Eigen-, ſowie Ortsnamen deutlich geſchrieben fein und, 
wenn fie in das nächſte Stück aufgenommen werden ſollen, ſpäteſteus Montag vormittag bei der 
Redaktion eingehen. Jeder für das Amtsblatt (nicht Anzeiger) beſtimmten Bekannt⸗ 
machung muß eine kurze Juhaltsangabe vorgeſetzt werden. Auch werden die ſämtlichen 
Behörden erſucht, in den Requiſitionen wegen Aufnahme von Bekanntmachungen das Datum des⸗ 
jenigen Mittwochs genau anzugeben, an welchem die Inſertion erfolgen ſoll, was ganz beſonders bei 
ſolchen Bekanntmachungen notwendig iſt, welche mehrere Male veröffentlicht werden ſollen. 


Redigiert im Büreau der Köni l. Regierung zu Frankfurt a. O. 
Druck der Königl. Hofbuchdruckerei Trowibſch & Sohn in Frankfurt a. O. 


